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Mitteilung des Senats vom 10. September 2019 

Vorunterrichtung der Bremischen Bürgerschaft über die Änderung des Dataport-
Staatsvertrages aufgrund datenschutzrechtlicher Anpassungen 

Der Senat unterrichtet die Bürgerschaft (Landtag) hiermit über den Entwurf des 
Staatsvertrages über datenschutzrechtliche Anpassungen am „Dataport-
Staatsvertrag“ zwischen dem Land Schleswig-Holstein, der Freien und Hanse-
stadt Hamburg, dem Land Mecklenburg-Vorpommern, der Freien Hansestadt 
Bremen, dem Land Niedersachsen und dem Land Sachsen-Anhalt. 

Durch die am 25. Mai 2018 in Kraft getretene EU-Datenschutzgrundverord-
nung (DSGVO) sowie entsprechende Anpassungen der jeweiligen Landesda-
tenschutzgesetze sind Änderungen am Dataport-Staatsvertrag notwendig ge-
worden. Die entsprechenden Änderungen sind in § 15 des Staatsvertrages auf-
genommen worden. 

Weiterhin ist eine Änderung von § 3 Absatz 1 Seite 1 des Staatsvertrages vor-
gesehen. Mit dieser Änderung wird klargestellt, dass Dataport als juristische 
Person des öffentlichen Rechts für die öffentlichen Verwaltungen Leistungen 
erbringt, die einen integralen Bestandteil des Verwaltungshandelns ausma-
chen. Die Anpassung ist vor dem Hintergrund der ab 1. Januar 2021 verbindlich 
anzuwendenden Änderungen des Umsatzsteuerrechts zu sehen und soll die 
umsatzsteuerliche Beurteilung Dataports dahingehend unterstützen, dass 
Dataport mit diesen Tätigkeiten nicht als Unternehmer im Sinne des Umsatz-
steuergesetzes (§ 2b Absatz 1 in Verbindung mit § 2 UStG) gilt. 

Der Senat hat am 10. September 2019 den Präsidenten des Senats ermächtigt, 
den anliegenden Dataport-Änderungsstaatsvertrag zu unterzeichnen (Anlage). 

Nach Unterzeichnung des Staatvertrages durch alle Trägerländer wird der Bür-
gerschaft (Landtag) über den Senat die Gesetzesvorlage für das Zustimmungs-
gesetz zum Staatsvertrag vorgelegt. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Anlage: Entwurf Dataport-Änderungsstaatsvertrag inklusive Gesetzesbegrün-
dung 
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